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Der Bundestag wolle beschließen: 


Um den ausbildenden Betrieben die Sicherung eines ausreichen- 
den Ausbildungsplatzangebotes zu erleichtern, fordert der 
Deutsche Bundestag eine Finanzierungshilfe in Form einer 
steuerlichen Rücklage: 

Für alle Ausbildungsplätze wird den Betrieben eine steuerliche 
Rücklage je Ausbildungsplatz gewährt. Für bestehende Aus- 
bildungsplätze soll diese Rücklage 3000 DM, für zusätzliche 
Ausbildungsplätze 5000 DM betragen. 


Begründung umseitig 
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Begründung 

Die Sicherung der Ausbildungsplätze für unsere Jugend ist an- 
gesichts der steigenden Zahl von Schulabgängern in den kom- 
menden Jahren eine vordringliche politische Aufgabe. 

Die Bundesregierung ist nicht in der Lage, dieses Problem zu 
lösen. Der Regierungsentwurf für ein neues Berufsbildungsge- 
setz würde die Ausbildung, insbesondere in der mittelständi- 
schen Wirtschaft, eher verhindern als fördern. Diese Bewertung 
gilt sowohl für die inhaltlichen und organisatorischen Rege- 
lungen im Regierungsentwurf als auch für die vorgeschlagene 
Finanzierungsregelung. Bürokratischer Aufwand und Ertrag 
stehen in umgekehrtem Verhältnis zueinander; die beabsich- 
tigte vorrangige Förderung zusätzlicher Ausbildungsplätze 
würde die Betriebe bestrafen, die bisher kontinuierlich in glei- 
chem Umfang ausgebildet haben und ihre Ausbildungskapa- 
zität nicht erhöhen können. 

Die CDU/CSU vertritt die Auffassung, daß sich alle in der be- 
ruflichen Bildung Beteiligten auf ein schnell wirksames, d. h. 
schnell umzusetzendes Programm zur Sicherung des Ausbil- 
dungsplatzangebots einigen müssen. Die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion verweist auf ihr Dringlichkeitsprogramm zur Über- 
windung des Lehrstellenmangels und zur Verringerung der 
Jugendarbeitslosigkeit vom 30. Januar 1975 und ihren erneuten 
Antrag zur Sicherung des Ausbildungsplatzangebotes vom 
14. Januar 1976. Auch die von der CDU/CSU im Bundestag und 
Bundesrat vorgelegte Novelle zum Berufsbildungsgesetz von 
1969 ist eine der notwendigen Maßnahmen. 

Die Ausbildungsrücklage führt zu einem Steuerausfall von 
2 Mrd. DM nur im ersten Jahr. Mit Rücksicht auf die absolute 
Dringlichkeit des Ausbildungsproblems paßt die CDU/CSU ihr 
7 Mrd.-DM-Steuerentlastungsprogramm zur Stärkung der In- 
vestitionsfähigkeit der Wirtschaft und Schaffung von Arbeits- 
plätzen vom Oktober 1975 den veränderten Verhältnissen an. 

Die Ausbildungsrücklage ist besonders geeignet, die Kapital- 
basis vor allem der mittelständischen Betriebe zu stärken. Die 
in dem Programm der CDU/CSU vom Oktober 1975 vorge- 
schlagene Wiederherstellung der steuerlichen Abzugsfähigkeit 
für private Schuldzinsen (Steuerausfall rd. 800 Mio DM) erweist 
sich angesichts der Nachfrageentwicklung im Konsumbereich 
nicht mehr als vorrangig. Auf diese Maßnahme kann daher ver- 
zichtet werden. Eine weitere Einsparung von 400 Mio DM er- 
gibt sich beim Verlustrücktrag daraus, daß die Regierungs- 
koalition den Verlustrücktrag nur in einer kleinen Lösung zu- 
gelassen und dem weitergehenden Antrag der CDU/CSU nicht 
entsprochen hat. 


Bonn, den 9. April 1976 


Carstens, Stücklen und Fraktion 
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